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Die vergessenen Opfer
Sowjetische Kriegsgefangene des Zweiten Weltkriegs: höchste Zeit für ihre Anerkennung und Entschädigung
heute leben noch rund 2000 ehe-
malige sowjetische Kriegsgefange-
ne – von einst Millionen. Sie ver-
dienen endlichAnerkennung für ihr
Leiden und eine Entschädigung.

Von Jan Korte

Im 70. Jahr nach Ende des Zweiten
Weltkrieges gibt es unzählige Publi-
kationen und Veranstaltungen zum
Gedenken an die Millionen Toten, die
der deutsche Angriffs- und Vernich-
tungskrieg gekostet hat. Wie in den
Jahrzehnten zuvor spielt aber eine be-
sonders große Opfergruppe dabei bis-
lang kaum eine Rolle: die Opfer der
Sowjetunion im Allgemeinen und die
ermordeten sowjetischen Kriegsge-
fangenen im Speziellen. Das ist kein
Zufall, sondern hat geschichtspoliti-
sche Gründe, vor allem den über Jahr-
zehnte staatlich sanktionierten und
gesellschaftlich mehrheitsfähigen An-
tikommunismus sowie die langlebige
Legende von der sauberen Wehr-
macht. Es ist höchste Zeit, die Opfer
der sowjetischen Kriegsgefangenen
anzuerkennen und ihre letzten Über-
lebenden zu entschädigen.
Im Zweiten Weltkrieg starben rund

27 Millionen Bürgerinnen und Bürger
der Sowjetunion. Ungefähr 5,7 Milli-
onen Angehörige der Roten Armee
gerieten in deutsche Kriegsgefangen-
schaft, von denen etwa 3,3 Millionen
an Hunger, Kälte, Krankheiten,
Zwangsarbeit zugrunde gingen oder
durch massenhafte Erschießungen
getötet wurden. Die Opfergruppe der
sowjetischen Kriegsgefangenen spiel-
te und spielt trotzdem im offiziellen
Gedenken der Bundesrepublik (wie
zuvor schon in DDR und BRD) eine
völlig untergeordnete Rolle. Immer-
hin befasst sich aktuell der Bundestag
mit diesem Thema. Sowohl die Frak-
tion der Partei DIE LINKE. im Deut-
schen Bundestag als auch die Frakti-
on von Bündnis 90/Die Grünen ha-
ben Anträge eingebracht, die eine fi-
nanzielle Entschädigung und eine po-
litische Anerkennung der Opfer ver-
langen.
Zunächst stellt sich die Frage, wa-

rum diese Debatte erst jetzt, sieben
Jahrzehnte nach Ende des Krieges,
dort begonnen wird. Zwar gab es vie-
le engagierte Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler und etliche Ini-
tiativen, die dieses Thema immer wie-
der angesprochen haben, doch fand
das Gedenken an diese »vergessene
Opfergruppe« bis dato keinen Weg in
die offizielle Politik (von einzelnen
parlamentarischen Initiativen abge-
sehen). Zu verstehen ist dieses be-
wusste »Vergessen« nur durch Be-
trachten der Zeitläufte und der ge-
schichtspolitischen Auseinanderset-
zungen der letzten 70 Jahre.
Blickt man auf die 1950er Jahre zu-

rück, so kann man erahnen, auf welch
organisierten Widerstand das Geden-
ken an die Opfer stieß. Das Gedenken
an und die Würdigung des Wider-
standes des 20. Juli 1944 beispiels-
weise hat erst der spätere hessische
Generalstaatsanwalt Fritz Bauer im
sogenannten Remer-Prozess ent-
scheidend vorangebracht. Die bis da-
hin allgemein in Staat, Gesellschaft
und Eliten vertretene Auffassung,
Stauffenberg sei ein Hochverräter,
aber bestimmt kein zu ehrender Wi-
derständler gewesen, erschütterte
Bauer durch den – brillant hergelei-
teten – Nachweis, dass es ein Recht
und eine Pflicht auf Widerstand ge-
gen die »Diktatur der Menschenver-
achtung« (Alexander und Margarete
Mitscherlich) gegeben hat. Er brachte
es auf die Formel: »Unrecht kennt kei-
nen Verrat!« Das ist ein Beispiel da-
für, dass jeder Fortschritt, jedes Ge-
denken, jede offizielle Würdigung von
Widerstand und Opfern von enga-
gierten Einzelpersonen mühsam er-
kämpft werden musste. Von selbst ge-
schah gar nichts.
In einer Gesellschaft, in der die

»Unfähigkeit zu trauern« und die Ab-
wehr von Schuld und Reflexion do-
minierten, gab es für die Opfer kei-
nen Platz. Das noch an den Nürnber-
ger Prozessen gegen die Haupt-
kriegsverbrecher relativ große Inte-
resse ebbte danach merklich ab. Dazu
trug auch die Schuldabwehr von Leu-
ten wie Albert Speer bei, der wegen
Kriegsverbrechen und Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit verurteilt wor-
den war, und die dankend in der Ge-
sellschaft aufgenommen wurde. Die

Schuld wurde zunehmend auf drei
Haupttäter reduziert – Hitler,
Himmler und Göring (allesamt tot) –,
ansonsten war man verführt worden,
hatte vom Judenmord nichts mitbe-
kommen und eigentlich nur seine Ar-
beit erledigt.
Eine weitere Figur der Schuldab-

wehr war die Stilisierung der Deut-
schen zu den eigentlichenOpfern. Erst
Opfer von Hitler, dann Opfer des Krie-
ges und des Bombenkrieges und
schließlich Opfer der Entnazifizie-
rung. Und, last but not least, wollte
man nichts von einer angeblichen Kol-
lektivschuld wissen, die allerdings
auch niemand behauptet hatte.
In diesem Kontext spielte selbst das

Gedenken an die sechs Millionen Op-
fer der Shoah kaum eine Rolle. Erst
das bahnbrechende Werk von Raul
Hilberg über die »Vernichtung der eu-
ropäischen Juden« (1961), der (wie-
derum von Fritz Bauer initiierte)
Frankfurter Auschwitzprozess (ab
1963), unzählige lokale Gedenkpro-
jekte und schließlich die US-ameri-
kanische TV-Serie »Holocaust« (1978)
brachten das Gedenken und die kriti-
sche Auseinandersetzung mit dem in-
dustriell betriebenen Massenmord,
dem Zivilisationsbruch Auschwitz, in
die gesellschaftliche und staatliche
Gedenkpolitik. Und nicht zu verges-
sen die große und wichtige Rede von
Bundespräsident Richard von Weiz-
säcker am 8. Mai 1985, in der das ers-
te Mal von staatsoffizieller Seite der
8. Mai als Tag der Befreiung bezeich-
net wurde und ein westdeutsches
Staatsoberhaupt dem »Widerstand in
der Arbeiterschaft und bei Gewerk-
schaften, demWiderstandes der Kom-
munisten« gedachte und Anerken-
nung zollte, wenngleich Weizsäcker
damit endlich auch »nur« eine nicht
länger haltbare Sicht revidierte.
Noch viel später wurde auch der

Widerstand des kleinen Mannes und
des einfachenSoldaten gewürdigt – im
Jahr 2002 wurden die Wehrmachts-
deserteure rehabilitiert. Bis dahin gal-
ten sie als vorbestraft und de facto zu
Recht verurteilt. Das Wesen der mör-
derischen NS-Wehrmachtsjustiz wur-
de jahrzehntelang als legitim und
rechtens betrachtet, sein Unrechts-
charakter negiert.
Und erst im Jahr 2009 wurden die

sogenannten Kriegsverräter rehabili-
tiert. Diese zu Tausenden zum Tode

verurteilten, meist einfachen Wehr-
machtssoldaten hatten Juden gehol-
fen, Kriegsgefangenen ein Stück Brot
zugesteckt oder sich kritisch zu Ver-
brechen und dem Kriegsverlauf ge-
äußert – und waren dem »gesetzli-
chen Unrecht« (Gustav Radbruch) der
NS-Militärjustiz zum Opfer gefallen.
Auch über diese Rehabilitierung
musste drei Jahre im Bundestag de-
battiert werden.
Diese Beispiele, deren Liste sich

noch erheblich verlängern ließe, zei-
gen, dass jeder Fortschritt im Geden-
ken und im Aufarbeiten von enormen
Widerständen in der Gesellschaft be-
gleitet war. Und sie lassen erahnen,
warum gerade die sowjetischen Ge-
fangenen bis heute imGedenken nicht
den Stellenwert haben, der anderen
Opfern inzwischen eingeräumt wird.
Der Krieg gegen die Sowjetunion

wurde als Angriffs- und Vernich-
tungskrieg konzipiert und geführt, der
alle bis dato geltendenRechts- und vor
allem Zivilisationsregeln suspendier-
te. Schon vor Beginn des Angriffes
wurde in Befehlen und Weisungen
klargemacht, dass jedwede Brutalität
erlaubt und notwendig sei. Der Ver-
nichtungskrieg wurde aktiv und mit
ideologischer Überzeugung von der
Wehrmacht umgesetzt. Dabei gingen
der in der Wehrmacht verbreitete
übersteigerte Nationalismus, Antisla-
wismus, Antisemitismus und beson-
ders der Antikommunismus eine Ver-
bindung ein, die alle Empathie und
humane Selbstbeschränkung gegen-
über dem Feind aufhob.
Mit Unterstützung der Wehrmacht

wüteten hinter der Front die Einsatz-
gruppen, die rund 2,5 Millionen Frau-
en, Kinder und Männer ermordeten.
Der Krieg gegen Sowjetunion war ein
entgrenzter Vernichtungskrieg, wie
ihn die Welt noch nicht erlebt hatte.
Die Sowjetunion hat den höchsten

Blutzoll während des Zweiten Welt-
krieges entrichtet: 27 Millionen Tote,
davon 14 Millionen Zivilisten. Fast je-
de Familie in der UdSSR hatte Opfer
zu beklagen. In besonderer Art und
Weise waren die sowjetischen Kriegs-
gefangenen betroffen, die die ersten
Opfer der Vergasungen in Auschwitz
waren.
Die Schätzungen über die Anzahl

der Kriegsgefangenen gehen ausei-
nander. Man kann aber davon aus-
gehen, dass rund 5,7 Millionen An-

gehörige der Roten Armee in deut-
sche Gefangenschaft gerieten. Davon
sind rund 3,3 Millionen umgekom-
men. Den sowjetischen Gefangenen
wurden alle Rechte, wie sie etwa in
der Genfer Konvention festgeschrie-
ben waren, verwehrt. Tausende wur-
den erschossen, die meisten starben
durch Hunger, Kälte, Seuchen und
Krankheiten. Die ersten Lager befan-
den sich entlang der Grenze zur
UdSSR. Später wurden immer mehr
Gefangene nach Deutschland depor-
tiert. Die Zustände in den Lagern wa-
ren dort nicht viel besser. «Die Ge-
fangenen gruben sich Erdhöhlen, um
dort Schutz vor Kälte und Regen zu
finden, und aßen Gras und Baumrin-
de, um ihren Hunger zu stillen.»
Die sowjetischen Kriegsgefange-

nen gehören damit zu den größten
Opfergruppen des Vernichtungskrie-
ges. Die Sterblichkeitsrate lag bei rund
60 Prozent. Zum Vergleich: Bei west-
lichen Kriegsgefangenen lag die To-
desrate bei 3,5 Prozent. An diesem
Zahlenverhältnis wird deutlich, wel-
che verbrecherische und dehumani-
sierte Ideologie und Kriegsführung
beim Angriff auf die UdSSR domi-
nierte.
Gedenken, Entschädigung und Re-

habilitierung von NS-Opfern muss-
ten, wie gezeigt, stets gesellschaftlich
erkämpft werden. Dass dies hinsicht-
lich der sowjetischen Kriegsgefange-
nen immer noch nicht gelungen ist,
liegt auch an einigen bis heute wirk-
mächtigen Komponenten einer reak-
tionären Geschichtspolitik.
Erstens: Der quasi zur Staatsreligi-

on erhobene Antikommunismus präg-
te die Vergangenheitspolitik der Bun-
desrepublik. Der Antikommunismus
legitimierte die massenhafte Rück-
kehr der alten Eliten aus Staat, Wirt-
schaft, Justiz und Militär, sprach die
Wehrmacht de facto von jeder Schuld
und Verantwortung frei und erlaubte
der Gesellschaft, sich nicht mit der ei-
genen Verstrickung in den National-
sozialismus auseinandersetzen zu
müssen. In einem Klima, in dem der
Kommunismus und Sozialismus für
schlimmer als der Nationalsozialis-
mus angesehen wurde, konnte der
Krieg gegen die Sowjetunion noch
nachträglich fast als ein legitimer
Krieg erscheinen. Vor diesem Hinter-
grund spielten die Opfer des NS-Ter-
rors insgesamt kaum eine Rolle, erst
recht nicht das Schicksal der sowjeti-
schen Kriegsgefangenen, das über-
haupt nicht zur Kenntnis genommen
wurde.
Zweitens: Einen wirklichen Durch-

bruch brachte erst die Wehrmachts-
ausstellung 1995. Mit ihr wurde erst-
mals öffentlichkeitswirksam an die
Verbrechen unddie tragendeRolle der
Wehrmacht innerhalb des NS-Re-
gimes erinnert und wurde der ver-
brecherische Charakter des Krieges
gegen die Sowjetunion, gegen Polen
und gegen Jugoslawien für breitere
Teile der Bevölkerung deutlich. Bis
dahin hatte die Lüge von der irgend-
wie sauber gebliebenen Wehrmacht
den geschichtspolitischen Diskurs be-
herrscht, der eben von jenen geprägt
worden war, die willfährige und über-
zeugte Anhänger Hitlers gewesen wa-
ren. Ähnlich wie die »feinen Herren«
im Auswärtigen Amt versicherten
auch die Führungsfiguren der Wehr-
macht, sie und ihre untergebenen Of-
fiziere und Soldaten hätten nur ihre
Arbeit und Pflicht getan; mit den Ver-
brechen des Nationalsozialismus hät-
ten sie gar nichts zu schaffen gehabt.
Die Schuldigen waren für sie – analog
zu der Haupttäterthese (Hitler,
Himmler, Göring) – die SS und die
Einsatzgruppen. Diesen Eindruck ver-
mittelten auch die Memoiren der Of-
fiziere und unzählige Landserhefte,
die vieleswaren, nur nicht reflexiv und
kritisch. Was blieb, war das Bild des
heroischen Kampfes, auch und gera-
de gegen die Sowjetunion.
Drittens: Dass es so wenig Auf-

merksamkeit für das Schicksal der
sowjetischen Kriegsgefangenen gab,
hat auch etwas mit dem Umgang der
Sowjetunion selbst mit diesem The-
ma zu tun. Unter Stalin galten die
Kriegsgefangenen als Verräter und
waren teilweise nach ihrer Rückkehr
weiteren Repressalien ausgesetzt. Erst
1995 wurde diese Gruppe endgültig
und offiziell rehabilitiert.
Zusammenfassend und viertens:

Die gegenwärtige Debatte, die die
Oppositionsfraktionen im Bundestag
angestoßen haben, wird durch die
Perspektive der Totalitarismustheo-
rie und wegen aktueller außenpoli-
tischer Auseinandersetzungen mit
Russland behindert. Namentlich die
Unionsfraktion mauert in bemer-
kenswerter Weise. Zwar erkannte
Erika Steinbach als Rednerin der
Union das opferreiche Schicksal der
sowjetischen Kriegsgefangenen an,
hob aber in ihrer Rede völlig unver-
hältnismäßig die Behandlung der
überlebenden sowjetischen Kriegs-
gefangenen in der Sowjetunion her-
vor. Diese und nicht die Nachfolger
der Täter hätten eine Entschädigung
zu zahlen.
An der Position Steinbachs kann

man all die Widerstände erahnen, die
es noch heute gegen ein angemesse-
nes Gedenken an die sowjetischen
Kriegsgefangenen im Zweiten Welt-
krieg gibt. Theoretisch ist dafür im
Parlament eine Mehrheit vorhanden,
da die Fraktionen von SPD, LINKE
und Grünen dieses Anliegen teilen.
Doch scheint es – wie bei der Reha-
bilitierung der angeblichen »Kriegs-
verräter« – nötig, Bündnispartner
auch jenseits des Parlamentes zu ge-
winnen, um den Druck auf die Poli-
tik zu erhöhen: in der Wissenschaft,
in den Opferverbänden, in den kriti-
schen Medien.
Die »vergessenen« Opfer, die noch

rund 2000 lebenden ehemaligen sow-
jetischen Kriegsgefangenen, verdie-
nen endlich Anerkennung für ihr Lei-
den und eine Entschädigung. Ihnen
läuft die Zeit davon. Deutschlands Po-
litik sollte sich beeilen.

Ein sowjetischer Kriegsgefangener in einem Lager in Polen, aufgenommen von einem Wehrmachtssoldaten Foto: akg-images

Gedenken,
Entschädigung und
Rehabilitierung von
NS-Opfern mussten
stets gesellschaftlich
erkämpft werden. Dass
dies für sowjetische
Kriegsgefangene immer
noch nicht gelungen ist,
liegt auch an der Wir-
kung reaktionärer
Geschichtspolitik.
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